
 
 

Satzung der 
Gemeinde Bous 

 
 
 

Über die Entwässerung der Grundstücke, 
den Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen 

und deren Benutzung 

 
 

(Abwassersatzung) 
 

 
 
Aufgrund der §§ 12 und 22 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes – KSVG – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27.06.1997 (Amtsbl. S. 682), geändert durch Gesetz vom 14.10.1998 
(Amtsbl. S. 1030) sowie des § 50 Abs. 5 und des § 132 Abs. 4 des Saarländischen Wassergeset-
zes – SWG – in der Fassung vom 03.03.1998 (Amtsbl. S. 306) und aufgrund der §§ 2,6,7,8 und 
10 des Kommunalabgabengesetzes – KAG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29.05.1998 (Amtsbl. S. 691) sowie des Abwasserabgabengesetzes – AbwAG- in der Fassung 
vom 03.11.1994 (BGBl. 1 S. 3370), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.08.1998 (BGBl. 1 S. 
2455) hat der Gemeinderat der Gemeinde Bous in seiner Sitzung am 27.09.2000 folgende Sat-
zung beschlossen: 
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§1 
Allgemeines 

 
 
(1) Die Gemeinde Bous betreibt in ihrem Gebiet die Abwasserbeseitigung als pflichtige 

Selbstverwaltungsangelegenheit im Sinne der §§ 50 Abs. 1, 50a des Saarländischen Was-
sergesetzes (SWG).  

 
(2) Zur Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht sind und werden öffentliche Abwasseran-

lagen hergestellt, die ein einheitliches System bilden und von der Gemeinde als öffentli-
che Einrichtung im Trennverfahren (getrennte Leitungen für Schmutzwasser jeglicher Art 
und für die Aufnahme von Niederschlagswasser) und/oder im Mischverfahren (gemein-
same Leitungen für die Aufnahme von Niederschlagswasser und Schmutzwasser jeglicher 
Art) betrieben und unterhalten werden. 

 
(3) Art und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstel-

lung, Erweiterung und Erneuerung bestimmt die Gemeinde im Rahmen der hierfür gel-
tenden Gesetze und sonstigen rechtlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Ein Rechtsanspruch auf Herstellung neuer oder die 
Änderung oder Ergänzung bestehender öffentlicher Abwasseranlagen besteht nicht. 

 
(4) Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch  
 

die Gräben, die nach § 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 2 des 
Saarländischen Wassergesetzes (SWG) keine Gewässer darstellen und ausschließlich der 
Abwasserbeseitigung dienen,  
 
Anlagen und Einrichtungen, die nicht von der Gemeinde selbst, sondern von Dritten, 
i.S.d. § 50 a) Abs. 1 Satz 2 SWG hergestellt und unterhalten werden, wenn sich die Ge-
meinde ihrer bei Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht bedient und zu den Kosten 
ihrer Unterhaltung beiträgt.  

 
(5) Zu der öffentlichen Einrichtung der Abwasserbeseitigung gehören auch die Grund-

stücksanschlussleitungen von der Grundstücksgrenze des erschlossenen Grund-
stücks bis an die Versorgungs- und Entsorgungsanlagen der Gemeinde im Sinne des 
§ 10 Abs. 2 KAG. 
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§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
 
Die nachstehenden Begriffsbestimmungen gelten sowohl für diese Abwassersatzung als 
auch für die Entgelt- und Gebührensatzung zur Abwasserbeseitigung.  
 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten:  
 
1. Abwasser: 

In einer Leitung oder einem Kanal abgeleitete Schmutzwasser und Niederschlagswasser.  
 
2. Schmutzwasser:  

Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonsti-
gen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser, sowie das bei trockenem Wet-
ter damit zusammen abfließende Wasser, soweit dieses nicht als Niederschlagswasser im 
Sinne der Ziffer 3 anzusehen ist. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum 
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkei-
ten.  

 

3. Niederschlagswasser:  
Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder be-
festigten Flächen abfließende und in einem Entwässerungssystem gesammelte Wasser.  

 
4. Abwasserbeseitigung: 

Die Abwasserbeseitigung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Abfahren, Behandeln, Einlei-
ten, Nutzen, Versickern und Verrieseln von Abwasser sowie die Verwertung oder Besei-
tigung der bei der Abwasserbehandlung anfallenden Stoffe und die hierfür erforderlichen 
Anlagen herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben.  

 
5. Öffentliche Abwasseranlage:  

Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören:  
 

(a) Das gesamte kommunale Entwässerungsnetz einschließlich aller technischen Ein-
richtungen (z. B. Kanäle, Abwasserpumpwerke, Rückhalteeinrichtungen, Druck-
entwässerungssysteme usw.),  

 
(b) Gräben, zentrale Versickerungsanlagen und Verrieselungsanlagen, soweit sie von 

der Gemeinde entsprechend ihrer jeweiligen Zweckbestimmung und im Einklang 
mit den Vorschriften des Wasserrechtes zur öffentlichen Abwasserbeseitigung ge-
nutzt werden,  

 
(c) die Klärwerke und Betriebshöfe einschließlich aller technischen Einrichtungen.  
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(d) Anlagen und Einrichtungen, die nicht von der Gemeinde selbst, sondern von Drit-

ten hergestellt oder unterhalten werden, wenn sich die Gemeinde dieser Anlagen 
für die Abwasserbeseitigung bedient,  

 
(e) Druckentwässerungsanlagen, auch auf privaten Wege- und Grundstücksflächen, 

sofern sie von der Gemeinde errichtet und betrieben werden.  
 

6. Mischverfahren:  
Beim Mischverfahren werden Schmutz- und Niederschlagswasser zusammen in einem 
Kanalsystem gesammelt und fortgeleitet.  

 
7. Trennverfahren:  

Beim Trennverfahren werden Schmutz- und Niederschlagswasser in je einem gesonderten 
Kanalsystem gesammelt und fortgeleitet.  

 
8. Grundstücksanschlussleitung:  

Grundstücksanschlussleitung ist der Kanal vom kommunalen Straßenkanal bis zur Grund-
stücksgrenze. Beim Anschluss über private Straßen und private Wege der Kanal zwischen 
kommunalem Straßenkanal und der Grenze der privaten Straßen oder des privaten Weges. 
Er ist Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage.  

 
9. Anschlusskanal:  

Anschlusskanal ist die gesamte Anlage zum Fortleiten von Abwasser, die sich auf dem 
Privatgrundstück befindet und an der Grundstücksgrenze endet. Sie ist nicht Bestandteil 
der öffentlichen Abwasseranlage. 

 
10. Kanalhausanschluss 

Der Kanalhausanschluss besteht aus dem Anschlusskanal und der Grundstücksanschluss-
leitung. 

 
11. Grundstücksentwässerungsanlagen:  

Grundstücksentwässerungsanlagen sind Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehand-
lung, Prüfung, Ableitung, Versickerung, Verrieselung und Klärung des Abwassers auf 
dem Grundstück dienen. Dazu gehören insbesondere Abwassereinläufe, Kanalhausan-
schluss einschließlich deren Reinigungsschächte und Öffnungen, Hebeanlagen, Rückstau-
sicherungen, Abwasservorbehandlungsanlagen, Abscheideranlagen, Messschächte und 
Kontrollvorrichtungen, Kleinkläranlagen, Brauchwasseranlagen, abflußlose Gruben, de-
zentrale Versickerungs- und Verrieselungsanlagen.  

 
12. Grundstück:  

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegen-
schaftskataster und Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, ins-
besondere dann, wenn ihm eine Hausnummer zugeteilt ist, sowie die Straßen, Wege und 
Plätze innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile.  
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13. Einleiter:  
Einleiter im Sinne dieser Satzung sind diejenigen, die Abwasser in die öffentliche Abwas-
seranlage einleiten oder sonst hineingelangen lassen.  

 
14. Anschlussberechtigte:  

Anschlussberechtigte sind natürliche und juristische Personen, die Eigentümer eines 
Grundstückes sind, für das eine objektive Anschlussmöglichkeit an die öffentliche Ab-
wasseranlage besteht. Dem Eigentümer sind gleichgestellt zur Nutzung eines Grundstü-
ckes dinglich Berechtigte ( z. B. Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte, Nießbraucher) 
sowie die Baulastträger von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile. Stehen Grundstücke im Miteigentum oder ist eine sonstige gemeinsa-
me Berechtigung gegeben oder werden mehrere Grundstücke über gemeinsame Anlagen 
entwässert, so liegen mehrere Anschlussberechtigte vor.  

 
15. Anschlussverpflichtete:  

Anschlussverpflichtete sind natürliche und juristische Personen, die Eigentümer eines 
Grundstückes sind, für das eine objektive Anschlussmöglichkeit an die öffentliche Ab-
wasseranlage besteht. Nr. 14 Satz 2 gilt entsprechend.  

 
16. Örtliche Abwasserbeseitigungsanlagen:  

Örtliche Abwasserbeseitigungsanlagen sind alle auf dem Privatgrundstück des Anschluss-
berechtigten befindlichen Anlagen zur Abwasserbeseitigung, die keine Verbindung zur 
öffentlichen Abwasseranlage haben.  

 
17. Bebaute Grundstücksflächen:  

Als bebaute Grundstücksflächen gelten die Grundflächen der auf dem Grundstück befind-
lichen Gebäude (Wohn- und Geschäftshäuser, Fabriken, Lager, Werkstätten, Garagen und 
sonstige Bauwerke, etc.) einschließlich der Dachüberstände. 

 
18. Befestigte Grundstücksflächen:  

Als befestigte Grundstücksflächen im Sinne dieser Satzung gelten – soweit nicht in der 
bebauten Grundstücksfläche bereits enthalten – u. a. Höfe, Terrassen, Treppenabläufe, be-
festigte Hauseingänge, Garagenzufahrten, Wege, Stell- und Parkplätze, Rampen, sonst. 
Zufahrten mit Oberflächen bestehend aus Beton, Asphalt, Pflaster, Platten oder sonstigen 
wassergebundenen Decken soweit diese an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen 
sind oder soweit von diesen Flächen Abwasser der öffentlichen Abwasseranlage tatsäch-
lich zugeführt wird.  

 
19. Regenwassernutzungsanlagen:  

Als Regenwassernutzungsanlagen im Sinne dieser Satzung gelten Einrichtungen, in denen 
Regenwasser von befestigten Flächen gesammelt und für die Gartenbewässerung, Toilet-
tenspülung oder als sonstiges Brauchwasser genutzt wird.  

 
20. Versickerungsanlagen:  

Versickerungsanlagen sind Flächen und technische Einrichtungen, die ganzjährig genutzt 
werden und dazu dienen, Niederschlagswasser von befestigten Flächen im Untergrund zu 
versickern.  
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§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde Bous liegenden Grundstücks ist vorbe-

haltlich der Einschränkungen in § 4 berechtigt, sein Grundstück unter Beachtung der Vor-
schriften des § 10 an die bestehenden öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen (An-
schlußrecht). 

 
 
(2) Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung haben der Anschlussnehmer 

und jeder Benutzer des Grundstücks vorbehaltlich der Einschränkungen in   § 5 und unter 
Beachtung der technischen Vorschriften für den Bau und Betrieb von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen unter Beachtung der Einleitbedingungen das Recht, die auf dem Grund-
stück anfallenden Abwässer in die öffentliche Abwasseranlagen einzuleiten (Benutzungs-
recht). 

 
 
 
 

§ 4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
(1) Das in § 3 geregelte Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch 

eine Straße (Weg, Platz) erschlossen sind, in der ein betriebsfertiger Abwasserkanal vor-
handen ist. Bei anderen Grundstücken kann die Gemeinde auf Antrag den Anschluss zu-
lassen. Die Herstellung neuer oder die Erweiterung oder Änderung bestehender Abwas-
serkanäle kann nicht verlangt werden.  

 
(2) Die Gemeinde kann den Anschluss des Grundstücks an die öffentlichen Abwasseranlagen 

von bestimmten Voraussetzungen und Einschränkungen abhängig machen. Sie kann den 
Anschluss des Grundstücks ablehnen, wenn die Übernahme des Abwassers technisch oder 
wegen des damit verbundenen unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht möglich ist, es 
sei denn, dass der Grundstückseigentümer die hierdurch entstehenden Kosten trägt und 
auf Verlangen der Gemeinde hierfür angemessene Sicherheit leistet.  

 
(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten dürfen Schmutz- und Nie-

derschlagswasser nur den jeweils dafür bestimmten Abwasserkanälen zugeführt 
werden. Zur besseren Spülung der Schmutzwasserkanäle kann die Gemeinde be-
stimmen, dass einzelne Niederschlagswasserleitungen an die Schmutzwasserleitung 
angeschlossen werden.  

 
(4) Bauten, die von der Unteren Bauaufsichtsbehörde nur widerruflich genehmigt worden 

sind, können unter dem Vorbehalt des Widerrufs und nach Maßgabe der im Einzelfall 
festzulegenden Bedingungen angeschlossen werden.  
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§ 5 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
(1) Der Anschlussnehmer ist berechtigt und nach § 8 verpflichtet, der Gemeinde das auf sei-

nem Grundstück anfallende Abwasser unter den Voraussetzungen der Absätze 2 bis 13 zu 
überlassen. 

 
(2) Abwasser, durch das die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet, das Personal der 

Abwasserbeseitigung gesundheitlich gefährdet oder geschädigt, die Abwasseranlagen ein-
schließlich der Kläranlagen nachteilig beeinflusst, die Schlammbehandlung, -beseitigung 
und –verwertung beeinträchtigt oder Vorfluter schädlich verunreinigt werden können, darf 
nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Gegebenenfalls kann die 
Gemeinde eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung des Abwassers (z. B. durch Öl-
abscheider, Emulsionsspaltanlagen, Grundstückskläreinrichtungen u.ä.) vor seiner Einlei-
tung in die öffentlichen Abwasseranlagen dergestalt verlangen, dass innerhalb einer an-
gemessenen Frist die Maßnahmen durchgeführt werden, die erforderlich sind, um die 
Schadstofffracht des Abwassers so gering zu halten, wie dies bei Anwendung der jeweils 
in Betracht kommenden Verfahren nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, 
bei Abwasser i.S.d. WHG, zuletzt geändert am 12.11.96, BGBL.S. 1695, nach dem Stand 
der Technik möglich ist. Wenn die Beschaffenheit oder Menge des Abwassers dies insbe-
sondere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen erfordert, kann die 
Gemeinde auch eine Speicherung des Abwassers verlangen. 

 
(3) In die öffentlichen Abwasseranlagen dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden:  
 

(a) Stoffe, die den Abwasserkanal verstopfen können, z. B. Schutt, Sand, Asche, Keh-
richt, Lumpen, Dung, Schlacht- und Küchenabfälle, gewerbliche und industrielle 
Papierabfälle sowie andere feste Stoffe, auch wenn diese Stoffe zerkleinert worden 
sind,  

 
(b) feuergefährliche, explosive, radioaktive, giftige und andere Stoffe, die die öf-

fentlichen Abwasseranlagen oder die darin Arbeitenden gefährden können (z. 
B. Benzin, Öle, Fette, Karbid).  

 
(c) Stoffe, die schädliche Ausdünstungen verbreiten, die Baustoffe der öffentlichen 

Abwasseranlagen angreifen oder deren Betrieb sowie die Reinigung oder Verwer-
tung des Abwassers stören oder erschweren können, 

 
 

(d) Stoffe, die Schadstoffe enthalten, die über den Richtwerten liegen, die in dem von 
der Abwassertechnischen Vereinigung (ATV) in Zusammenarbeit mit dem Verband 
kommunaler Städtereinigungsbetriebe (VKS) herausgegebenen Regelwerk A 115 
mit Anlage  „Hinweise für das Einleiten von Abwasser in eine öffentliche Abwas-
seranlage“ sowie im ATV-Merkblatt M 251 „Einleitung von Kondensaten aus Gas- 



 9

und Ölbetrieben und Feuerungsanlagen in öffentliche Abwasseranlagen und Klein-
kläranlagen“ in der jeweils geltenden Fassung festgelegt sind, 

 
(e) Abwässer aus Ställen und Dunggruben,  

 
(f) gewerbliche und industriellen Abwässer, die wärmer als 35 °C sind,  

 
(g) pflanzen- oder bodenschädliche Abwässer.  

 
(4) Abwasser mit gefährlichen Stoffen nach § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Genehmi-

gungspflicht für das Einleiten von Abwasser mit gefährlichen Stoffen in die öffentlichen 
Abwasseranlagen (VGS) vom 18. Dezember 1990 (Amtsbl. S. 1362) in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie Abwasser, dessen Schmutzfracht im wesentlichen aus der Verwen-
dung eines Stoffes stammt, der in Anlage 2 zu §1 VGS aufgeführt ist, darf nur mit Ge-
nehmigung des Landesamtes für Umweltschutz in Abwasseranlagen eingeleitet werden.  

 
(5) Eine Verdünnung mit Trink-, Betriebswasser und/oder Abwasser aus Kühlsystemen und 

der Betriebswasseraufbereitung zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte ist unzulässig. 
 
(6) Zur Ableitung radioaktiver Stoffe mit dem Abwasser sind die Grundsätze und Vorschrif-

ten der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.  
 
(7) Der unmittelbare Anschluss von Dampfleitungen und Dampfkesseln ist nicht gestattet.  
 
(8) Auf Grundstücken und öffentlichen Flächen ist die Motor- und Unterbodenwäsche 

an Kraftfahrzeugen, soweit davon Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen 
oder in das Grundwasser gelangen kann, nicht zulässig. Solche Arbeiten dürfen nur 
auf hierfür besonders ausgerüsteten Waschplätzen und in Waschhallen durchge-
führt werden. Im Übrigen ist bei der Einleitung des bei der Reinigung von Kraft-
fahrzeugen anfallenden Abwassers § 4 Abs. 3 zu beachten.  

 
(9) Wenn unbeabsichtigt gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseran-

lagen gelangen (z. B. durch Auslaufen von Behältern), so ist die Gemeinde unverzüglich 
zu benachrichtigen.  

 
(10) Betriebe, in denen Benzin, Öle, Fette o.ä. anfallen, haben auf ihre Kosten Vorrich-

tungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser einzubauen, zu betreiben 
und zu unterhalten (Abscheider, Anlagen zur Neutralisation, zur Entgiftung 
und/oder sonstige Anlagen). Für Art und Einbau dieser Anlagen sind die jeweils gel-
tenden DIN-Vorschriften oder der Stand der Technik maßgebend. Die Entleerung, 
Reinigung und Kontrolle der vorgenannten Anlagen muss in regelmäßigen Abstän-
den sowie bei Bedarf erfolgen. Das Abscheidegut ist vorschriftsmäßig zu beseitigen 
und darf an keiner anderen Stelle den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wer-
den. Die Gemeinde kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Beseitigung verlan-
gen. Der Anschlussnehmer ist für jeden Schaden haftbar, der durch eine versäumte 
Leerung, Reinigung oder Kontrolle der vorgenannten Anlagen entsteht. In gleicher 
Weise haftet auch der Benutzer des Anschlusses.  
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(11) Wenn sich bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken die Schadstoffbelas-

tung des Abwassers insgesamt oder hinsichtlich seiner Schadstoffe erhöht oder wenn sich 
bei diesen Grundstücken die Abwassermenge um mehr als 25 % erhöht, so hat der An-
schlussnehmer dies unaufgefordert und unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen und die 
erforderlichen Angaben zu machen. Eine Anzeige ist bei gewerblich oder industriell ge-
nutzten Grundstücken von mehr als 10 Ar Gesamtfläche auch dann erforderlich, wenn 
durch bauliche Veränderungen der Anteil der befestigten Flächen 70 % der Gesamtgrund-
stücksfläche überschreitet.  

 
(12) Reichen die vorhandenen öffentlichen Abwasseranlagen für die Aufnahme oder Reini-

gung des veränderten Abwassers oder der erhöhten Abwassermenge (Absatz 11) nicht 
aus, so behält sich die Gemeinde vor, die Aufnahme dieser Abwässer zu versagen. Zur 
Vermeidung plötzlich auftretender Überbelastungen der öffentlichen Abwasseranlagen 
kann sie auch die Anlegung von Rückhalteanlagen verlangen. Die entstehenden Kosten 
gehen zu 100 % zu Lasten des Anschlussberechtigten und des Anschlussverpflichteten. 

 
 
 
 

§ 6 
Maßnahmen zur Sicherung des ordnungsgemäßen Betriebes der gemeindlichen 
Abwasseranlage sowie zur Gewährleistung ordnungsgemäßer Abgeltung über-

durchschnittlicher Schadstoffeinleitungen. 
 
 
(1) Um die Befolgung des Einleitungsverbotes gem. § 5 dieser Satzung zu gewährleisten, ist 

die Gemeinde gegenüber den Benutzern der Grundstücke, bei denen wegen der aufgrund 
des Betriebs- und/oder Produktionsverfahrens oder aus sonstigen Gründen zu erwartenden 
Abwasserzusammensetzung damit gerechnet werden kann, dass 

 
(a) die von ihnen den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführten Abwässer ohne Vor-

behandlung nicht den Anforderungen des § 5 genügen. 
 

oder 
 

(b) vorhandene Vorbehandlungsanlagen so beschaffen sind oder so Betrieben werden, 
dass die in § 5 geforderten Abwasserreinigung nicht erreicht wird,  
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berechtigt durch Verwaltungsakt  

 

 
1. auf deren Kosten mit Fristsetzung Einrichtungen, Geräte und Untersuchungen vor-

zuschreiben, mit denen die Eigenschaften der für die Einleitung in die öffentlichen 
Abwasseranlagen bestimmten Abwässer festgestellt werden können, und hierbei 
insbesondere zu bestimmen,  

 
a) welche Überwachungseinrichtungen (z. B. ph-Wert-Messgeräte, Abwas-

sermengenmessgeräte, etc.) einzubauen, vorzuhalten und/oder anzuwenden 
sind,  

 
b) dass die Untersuchungen nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Was-

ser-, Abwasser- und Schlammuntersuchungen in der jeweils gültigen Fas-
sung oder den entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses 
Wasserwesen im Deutschen Institut für Normung e.V., Berlin, auszuführen 
sind,  

 
c) dass Untersuchungen auf Kosten des Einleiters von staatlichen oder staat-

lich anerkannten Stellen durchzuführen sind,  
 

d) in welcher Form, in welchen Zeitabständen und welchen gemeindlichen 
Stellen die Untersuchungsergebnisse und Aufzeichnungen zu übermitteln 
sind.  

 
2. aufzugeben, durch Dienstausweis legitimierten gemeindlichen Bediensteten 

und/oder Beauftragten der Gemeinde die Entnahme von Abwasserproben auf dem 
Betriebsgelände sowie die Kontrolle der Einrichtungen zur Feststellung der Ab-
wassermenge und -beschaffenheit zu gestatten,  

 
3. die zulässige Einleitmengen und die erlaubte Abwasserbeschaffenheit festzulegen, 

insbesondere die zulässige Schmutzfracht an leicht und schwer abbaubaren organi-
schen Stoffen, die zulässige Schmutzfracht an anorganischen Stoffen sowie die zu-
lässige Temperatur an der Einleitungsstelle,  

 
4. die Führung und Vorlage eines Betriebstagebuches zu verlangen, in dem von der 

Gemeinde zu bestimmende, die Abwasserverhältnisse betreffende Daten festzuhal-
ten sind,  

 
5. bei Verstößen gegen die vorstehend unter Nr. 1 bis 4 genannten Anordnungen und 

Auflagen die beabsichtigte oder die weitere Einleitung von Abwassern abzu-
lehnen.  
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(2) Absatz 1 findet, soweit er die Anordnung von Maßnahmen zur Feststellung von Menge 

und Beschaffenheit des eingeleiteten Abwassers ermöglicht, entsprechende Anwendung 
auf Einleiter, bei denen aufgrund der Art der abwasserproduzierenden Einrichtungen auf 
ihrem Grundstück oder aus sonstigen Gründen (z. B. Wahrnehmungen betreffend die 
Abwassermenge und -beschaffenheit) damit gerechnet werden muss, dass die von ihnen 
eingeleiteten Abwässer eine höhere Schadstoffbelastung je cbm Abwasser aufweisen als 
sie sich im Jahresdurchschnitt für die gesamten über die öffentlichen Abwasseranlagen in 
die Kläranlagen oder unmittelbar in einen Vorfluter eingeleitete Abwassermengen ergibt.  

 
 
 
 

§ 7 
Anschluss- und Benutzungszwang 

- Schmutzwasser - 
 
 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich den Einschränkungen in dieser Satzung 

verpflichtet, sein Grundstück an die Abwasseranlagen für Schmutzwasser anzu-
schließen, wenn es 

 
a) mit Gebäuden bebaut ist oder bebaut wird und  

 
b) an eine Straße (Weg, Platz) grenzt oder mit ihr durch einen öffentlichen oder pri-

vaten Weg verbunden ist, in der sich ein betriebsfertiger Abwasserkanal befindet. 
Alle Anschlusspflichtigen haben die zur ordnungsgemäßen Entwässerung des 
Grundstückes erforderlichen Einrichtungen zu schaffen.  

 
(2) Wird der öffentliche Abwasserkanal erst nach der Bebauung des Grundstückes errichtet, 

so ist das Grundstück innerhalb von 3 Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche 
Bekanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussberechtigen angezeigt ist, dass das 
Grundstück angeschlossen werden kann. Eine Abnahme nach § 13 ist durchzuführen. Die 
Bestimmungen des § 10 dieser Satzung sind zu beachten.  

 
(3) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor Benutzung der baulichen Anlage an 

die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach § 12 
Abs. 1 und 2 ist durchzuführen.  

 
(4) Die Kommune kann den Anschluss unbebauter Grundstücke verlangen, sofern be-

sondere Gründe dies erfordern.  
 
(5) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und Niederschlagswas-

ser den jeweils dafür bestimmten Kanälen zuzuführen.  
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(6) Jeder Anschlusspflichtige ist vorbehaltlich der Einschränkung in dieser Satzung 

verpflichtet, das auf seinem Grundstück anfallende Schmutzwasser durch einen An-
schlusskanal in den Abwasserkanal einzuleiten.  

 
 
 
 

§ 8 
Anschluss – und Benutzungszwang 

- Niederschlagswasser- 
 
 
(1) Ein Anschluss- und Benutzungszwang zur Einleitung von Niederschlagswasser besteht in 

dem Umfang, in dem eine vorrangig durchzuführende Versickerung des Regenwassers 
auf dem Grundstück nicht möglich ist.  

 
(2) Die Gemeinde kann eine Anschluss- und Benutzungspflicht eines Grundstückes an die 

öffentlichen Abwasseranlagen anordnen, um eine Beeinträchtigung des Wohles der All-
gemeinheit zu verhüten, insbesondere wenn 

 
a) eine einwandfreie Beseitigung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück 

nicht ständig gewährleistet ist,  
 

b) das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser erheblich verunreinigt 
ist,  

 
c) durch die Versickerung Untergrundverunreinigungen mobilisiert werden können.  
 
Die Grundstückseigentümer haben den Anschluss innerhalb von drei Monaten nach An-
ordnung der Gemeinde vorzunehmen. Weiterhin kann die Gemeinde eine Anschluss- und 
Benutzungspflicht anordnen, wenn die Einleitung der Regenwässer zur besseren Spülung 
der Schmutzwasserkanäle sowohl in Gebieten mit Trenn- als auch mit Mischsystem not-
wendig ist.  

 
(3) Ist eine Beseitigung von Niederschlagswasser ohne Beeinträchtigung des Wohles der All-

gemeinheit auf dem Grundstück nicht oder nur teilweise möglich, so haben die Grund-
stückseigentümer dies auf Aufforderung auf ihre Kosten nachzuweisen.  

 
(4) Die Gemeinde kann eine Rückhaltung und Abflußverzögerung des Niederschlagswassers 

auf dem Grundstück fordern, wenn ein Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen 
vorgenommen werden soll und die zugelassene Niederschlagsabflussmenge überschritten 
wird. Die Gemeinde kann die zugelassene Niederschlagsabflussmenge (Spitzenabfluss in 
l/s) festlegen. Erhöht sich die abzuleitende Niederschlagsmenge durch zusätzliche Versie-
gelung der Grundstücksflächen wesentlich, so kann eine Rückhaltung gefordert werden, 
wenn die öffentlichen Abwasseranlagen diese Menge nicht aufnehmen können.  
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(5) Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfal-
lenden Niederschlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies der Gemeinde unverzüglich 
anzuzeigen.  

 
 
 
 

§ 9 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 
 

Von der Verpflichtung zum Anschluss und/oder zur Benutzung kann auf Antrag ganz oder zum 
Teil widerruflich oder auf eine bestimmte Zeit befreit werden, wenn der Anschluss und/oder die 
Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemein-
wohls nicht zumutbar ist und den Anforderungen des öffentlichen Umweltschutzes, insbesondere 
der öffentlichen Hygiene, anderweitig genügt wird. 
 

 
(1) Eine Befreiung vom Anschlusszwang kann der Anschlusspflichtige binnen zwei Wochen 

nach Aufforderung der Gemeinde zur Herstellung des Anschlusses schriftlich beantragen. 
Dem Antrag sind Pläne beizufügen, aus denen ersichtlich ist, wie die Schmutz- und Nie-
derschlagswässer beseitigt oder verwertet werden sollen. Eine Befreiung vom Benut-
zungszwang ist unter Angabe der Gründe und Vorlage von Unterlagen, aus denen ersicht-
lich ist, wie die Abwässer beseitigt oder verwertet werden sollen, zu beantragen.  

 
(2) Maßnahmen der Gesundheits- oder Ordnungsbehörden bleiben durch die Befreiung unbe-

rührt. 
 
 
 

§ 10 
Genehmigung von Entwässerungsanlagen 

 
 
(1) Die Herstellung und Änderung von Anlagen zur Ableitung, Sammlung oder Reinigung 

aller auf einem Grundstücken anfallenden  
 

a) häuslichen und gewerblichen Abwässer,  
 
b) menschlichen oder tierischen Abgänge, 

 
c) des Niederschlags- und Grundwassers, soweit es sich nicht um Grundwasser han-

delt, das im Zuge von Erdarbeiten auftritt, 
 

bedürfen der Genehmigung durch die Gemeinde. Diese Genehmigung erfolgt un-
beschadet der Rechte Dritter sowie unbeschadet der bundes- und landesgesetzli-
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chen Bestimmungen. Grundstücksentwässerungsanlagen müssen den jeweils gel-
tenden DIN-Vorschriften entsprechen.  

 
(2) Die Herstellung einer neuen oder die Änderung einer bestehenden Anlage nach Abs. 1 

Satz 1 ist vom Anschlusspflichtigen für jedes Grundstück schriftlich bei der Gemeinde zu 
beantragen. Dem Antrag sind die nach den die Grundstücksentwässerung betreffenden 
bauordnungspflichtigen Vorschriften, insbesondere nach § 10 der 1. Verordnung zur Lan-
desbauordnung (Bauvorlagenverordnung- BauVorlVO) vom 17.03.1989 (Amtsbl. Seite 
489) in der jeweils geltenden Fassung erforderlichen Unterlagen beizufügen. Der Antrag 
muss auch Angaben über Art und Menge der voraussichtlich anfallenden Abwässer ent-
halten. Die Gemeinde kann Ergänzungen zu den Unterlagen und andere Nachweise ver-
langen oder eine Nachprüfung durch Sachverständige auf Kosten des Antragstellers for-
dern, wenn sie dies 

 
aus sachlichen Gründen für erforderlich hält. Die Gemeinde kann auf die Vorlage einzel-
ner der in Satz 2 genannten Unterlagen verzichten.  

 
(3) Die Entscheidung darüber, wo und in welcher Weise das Grundstück anzuschließen ist, 

trifft allein die Gemeinde.  
 
(4) Für neu zu erstellende größere Anlagen nach Abs. 1 Satz 1 über 5 cbm Inhalt kann die 

Genehmigung davon abhängig gemacht werden, dass bereits vorhandene Anlagen, die den 
Vorschriften nicht entsprechen, gleichzeitig durch eine Abänderung vorschriftsmäßig ge-
macht werden.  

 
(5) Ergibt sich während der Ausführung einer genehmigten Anlage nach Abs. 1 Satz 1 die 

Notwendigkeit, von dem genehmigten Plan abzuweichen, so ist die Abweichung sofort 
anzuzeigen und dafür eine Nachtragsgenehmigung einzuholen.  

 
(6) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von drei Jahren nach ihrer Bekanntgabe an 

den Antragsteller mit der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder die Ausführung 
ein Jahr unterbrochen worden ist. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs hemmt den Lauf der 
Frist bis zur Unanfechtbarkeit der Genehmigung. Die Frist nach Satz 1 kann auf schriftli-
chen Antrag verlängert werden.  

 
 
 
 

§ 11 
Grundstückskläreinrichtungen 

 
 
(1) Grundstückskläreinrichtungen hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten herzustel-

len und zu betreiben, wenn  
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a) eine Befreiung vom Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage erteilt ist (§ 9) 
und eine nach anderen gesetzlichen Bestimmungen erforderliche Einleiterlaubnis 
durch die zuständige Wasserbehörde vorliegt,  

 
b) die Gemeinde (§ 5 Abs. 2) oder die zuständige Behörde eine Vorbehandlung des 

Abwassers verlangt,  
 
c) eine öffentliche Abwasseranlage oder eine öffentliche Abwasserbehandlungsanla-

ge noch nicht vorhanden ist und in absehbarer Zeit auch nicht hergestellt wird.  
 
(2) Die Grundstückskläreinrichtungen bedürfen der Genehmigung durch die Gemeinde. Bun-

des- und landesgesetzliche Bestimmungen sowie Rechte Dritter bleiben unberührt. § 10 
Absätze 2 bis 6 gelten entsprechen.  

 
(3) Grundstückskläreinrichtungen sind nach den gemäß § 18b WHG, §§ 53 und 54 Abs. 1 

SWG in den jeweils geltenden Fassungen jeweils in Betracht kommenden Regeln der 
Technik herzustellen, zu betreiben und zu unterhalten. Die Einleitung von Niederschlags-
wasser und Grundwasser in diese Anlagen ist nicht zulässig. Die Gemeinde ist berechtigt, 
die Anlage und den Betrieb zu überwachen und die Einhaltung der im Genehmigungsver-
fahren nach Abs. 2 Satz 1 und im Baugenehmigungsverfahren erteilten Auflagen und Be-
dingungen zu überprüfen.  

 
Die in Satz 3 festgelegten Überwachungs- und Prüfungsrechte sind lediglich Sicherheits-
maßnahmen der Gemeinde im Interesse der öffentlichen Abwasseranlagen, sie befreien 
den Grundstückseigentümer und seinen Beauftragten nicht von ihren Verpflichtungen 
nach dieser Satzung und lösen auch keinerlei Ersatzansprüche gegenüber der Gemeinde 
aus. 

 
(4) Die Beseitigung des in Hauskläranlagen anfallenden Schlammes und in abflusslosen 

Sammelgruben gesammelten Abwassers obliegt gem. § 50 Abs. 2 Saarländischen 
Wassergesetz (SWG) der Gemeinde. Die Gemeinde kann sich hierbei Dritter bedie-
nen  

 
Sie kann die Aufgabe auf den Nutzungsberechtigten übertragen, wenn die Beseitigung 
durch den Nutzungsberechtigten auf dessen landwirtschaftlich genutzten Grundstück 
möglich ist, das übliche Maß der ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Düngung nicht 
überschritten und das Wohl der Allgemeinheit hierdurch nicht beeinträchtigt wird. Auf 
das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser, einschließlich Jauche und 
Gülle, findet Satz 1 keine Anwendung, soweit diese Stoffe gem. § 49 Abs. 2 und 3 Saar-
ländisches Wassergesetz (SWG) genutzt werden. 

 
(5) Fallen die Voraussetzungen für eine Befreiung vom Anschluss an die öffentlichen Ab-

wasseranlagen (§ 9) weg, so hat der Grundstückseigentümer sein Grundstück binnen 
drei Monaten seit Widerruf der Befreiung oder nach Ablauf der Befreiungsfrist auf 
seine Kosten an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen. Fällt die Notwen-
digkeit einer Vorbehandlung des Abwassers (§ 5 Abs. 2) weg oder wird das Grund-
stück an eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage angeschlossen, so hat der 
Grundstückseigentümer auf schriftliche Aufforderung der Gemeinde bzw. nach Be-
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kanntmachung der betriebsfertigen Herstellung der öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlage binnen drei Monaten nach Zustellung bzw. Bekanntmachung die 
Grundstücksentwässerungsanlage auf seine Kosten mit dem Abwasserkanal kurzzu-
schließen. 

 
Werden öffentliche Abwasserkanäle in Straßen, Wegen oder Plätzen, die bisher noch 
nicht über einen Abwasserkanal verfügen, hergestellt, so hat der Grundstückseigen-
tümer sein Grundstück innerhalb von drei Monaten nach Bekanntmachung der be-
triebsfertigen Herstellung der Abwasserkanäle auf seine Kosten an die öffentliche 
Abwasseranlagen anzuschließen.  
 
Entfällt die Befreiung vom Anschluß- und Benutzungszwang hat der Grundstücks-
eigentümer auf seine Kosten alle bestehenden oberirdischen und unterirdischen 
Entwässerungsanlagen, insbesondere Gruben, Schlammfänge, Sickeranlagen und al-
te Kanäle, soweit diese nicht Bestandteil der Grundstücksanschlussleitung sind, au-
ßer Betrieb zu setzen, zu entleeren, zu reinigen und zu beseitigen bzw. ordnungsge-
mäß zu verfüllen.  
 

 
 
 
 

§ 12 
Art der Anschlüsse 

 
 
(1) Jedes Grundstück soll einen unterirdischen, mit einem Revisionsschacht verbunde-

nen unmittelbaren Anschluss an den Abwasserkanal haben, im Gebiet des Trennver-
fahrens je einen Anschluss an die Abwasserkanäle für Schmutz- und Niederschlagswas-
ser. Auf Antrag kann ein Grundstück zwei oder mehrere Anschlüsse erhalten. Die Ent-
scheidung über Art und Zahl der Anschlüsse trifft die Gemeinde.  

 
(2) Die Gemeinde kann gestatten und verlangen, dass unter besonderen Verhältnissen, z. B. 

Kleinsiedlungs- und ähnlichen Anlagen, zwei oder mehrere Grundstücke durch eine ge-
meinsame Anschlussleitung entwässert werden. Bei Zulassung oder Anordnung eines ge-
meinsamen Anschlusses müssen die Unterhaltungs- und Benutzungsrechte und –pflichten 
schriftlich festgelegt und dinglich gesichert werden.  
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§ 13 
Ausführung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
 
(1) Die Lage, Führung und lichte Weite der Grundstücksentwässerungsanlagen bestimmt die 

Gemeinde. Begründete Wünsche des Anschlussnehmers sollen dabei nach Möglichkeit 
berücksichtigt werden.  

 
(2) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung, die laufende Unterhaltung (Reini-

gung, Ausbesserung) sowie die Beseitigung von Grundstücksanschlussleitungen vom 
Abwasserkanal bis zur Grundstücksgrenze führt die Gemeinde selbst oder durch ei-
nen von ihr beauftragten Unternehmer aus. Schäden, die an der Grundstücksan-
schlussleitung durch Baumwurzeln verursacht werden, gehen zu Lasten des Grund-
stückseigentümers, auf dessen Grundstück sich der Baum befindet.  

 
(3) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen obliegen dem Anschlussnehmer. Die Arbeiten müssen 
fachgerecht und nach etwaigen besonderen Auflagen der Gemeinde durchgeführt werden. 
Die Anlagen müssen den „Technischen Bestimmungen für den Bau und Betrieb von 
Grundstücksentwässerungsanlagen DIN 1986“(jetzt DIN EN 1610)  entsprechen. 

 
(4) Alle Entwässerungsanlagen, die der Genehmigung bedürfen (§§ 10, 11) unterliegen einer 

Abnahme durch die Gemeinde. Der Anschlussnehmer oder der ausführende Unternehmer 
haben Beginn und Fertigstellung bei der Gemeinde rechtzeitig anzuzeigen. Bei Abnahme 
müssen alle abzunehmenden Anlagen sichtbar und gut zugänglich sein. Die Prüfung und 
Abnahme der Anlagen durch die Gemeinde befreit den ausführenden Unternehmer nicht 
von seiner zivilrechtlichen Haftung für fehlerfreie und vorschriftsmäßige Ausführung der 
Arbeiten. Nicht abgenommene Anlagen werden nicht an die öffentlichen Abwasseranla-
gen angeschlossen.  

 
(5) Der Anschlussnehmer hat für den ordnungsgemäßen Zustand und eine vorschriftsmäßige 

Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen entsprechend den Bestimmungen die-
ser Satzung zu sorgen. Er haftet für alle Schäden und Nachteile, die infolge mangelhaften 
Zustandes oder satzungswidriger Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen oder 
durch satzungswidriges Handeln entstehen. Er hat die Gemeinde von Ersatzansprüchen 
freizustellen, die Dritte bei der Gemeinde aufgrund von Mängeln geltend machen. Für 
Schäden, die aus einer nicht ordnungsgemäßen Benutzung entstehen, haftet auch der Ab-
wassereinleiter. 

 
(6) Die Gemeinde kann jederzeit fordern, dass Grundstücksentwässerungsanlagen in 

den Zustand gebracht werden, der den Erfordernissen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung entspricht.  
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§ 14 
Haftung 

 
 
(1) Für Schäden, die durch das Vorhandensein der öffentlichen Abwasseranlagen oder durch 

deren Betrieb verursacht werden, oder die auf die Wirkung von Abwässern oder sonstigen 
Flüssigkeiten zurückzuführen sind, die von diesen Abwasseranlagen ausgehen, haftet die 
Gemeinde nach den gesetzlichen Vorschriften.  

 
(2) Bei Betriebsstörungen oder Außerbetriebsetzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie 

bei Auftreten von Mängeln und Schäden, die durch Naturereignisse (z. B. Hochwasser, 
Wolkenbrüche, Schneeschmelze) hervorgerufen werden, hat der Anschlussnehmer kei-
nen Anspruch auf Schadenersatz oder Minderung der Gebühren. Die Gemeinde ist 
im Rahmen der ihr gegebenen Möglichkeiten verpflichtet, die Störungen zu beseitigen.  

 
(3) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung des Abfahrens des 

Schlammes aus Kleinkläranlagen und/oder des Abwassers aus abflusslosen Sammelgru-
ben infolge von Betriebsstörungen, Streik, betriebsnotwendigen Arbeiten oder höherer 
Gewalt besteht kein Anspruch auf Schadenersatz gegenüber der Gemeinde; die Gemeinde 
ist verpflichtet, das Abfahren des Schlammes und/oder des Abwassers unverzüglich nach-
zuholen. Im Übrigen ist die Haftung der Gemeinde auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Be-

nutzung der öffentlichen Abwasseranlagen zu sorgen.  
 
(5) Wer den Vorschriften dieser Satzung zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde für alle ihr 

dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, 
die durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlagen verursacht 
werden. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
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§ 15 
Sicherung gegen Rückstau 

 
 
(1) Einläufe, Sinkkästen, Ausgüsse usw. die tiefer als die vorgesehene oder vorhandene 

Rückstauebene liegen oder sonst wie durch Rückstau gefährdet sind, müssen durch Ab-
sperrvorrichtungen gegen Rückstau gesichert sein (DIN 1986). Jede Absperrvorrichtung 
muss aus einem handbedienten und einem davon unabhängigen und selbsttätig wirkenden 
Verschluss bestehen (DIN 1997). 

 
(2) Bei Nichtbeachtung der Bestimmungen des Absatzes 1 kann der Grundstückseigentümer 

bzw. der Betroffene keine Ersatzansprüche gegen die Gemeinde für Schäden, die durch 
Rückstau entstehen, herleiten. 

 
 
 
 

§ 16 
Unmittelbare Einleitung von Grundwasser in die öffentlichen  

Abwasseranlagen 
 
 
(1) Anstehendes Grundwasser darf grundsätzlich nur bei Trennverfahren in die öffent-

lichen Abwasseranlagen, und zwar ausschließlich in die Regenwasserkanäle eingelei-
tet werden. Ausnahmen können nur in besonderen Fällen zugelassen werden, wenn 
keine unzumutbaren Beeinträchtigungen i.S.d. § 5 Abs. 2 dieser Satzung sind 
und/oder der Antragsteller die entstehenden Mehrkosten übernimmt. 

 
 
(2) Soweit es sich um die Beseitigung von Grundwasser handelt, das bei Baumassnahmen 

anfällt, ist sicherzustellen, das die zur Gebührenfestsetzung erforderliche Erfassung der 
Abwassermengen erfolgen kann. Die Einleitung bedarf der vorherigen Zustimmung der 
Gemeinde und gegebenenfalls der Genehmigung der zuständigen Wasserbehörde.  
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§ 17 
Auskunfts- und Meldepflicht, 

Zutritt zu den  
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
 
(1) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, alle für die Prüfung der Grundstücksentwässe-

rungsanlagen und für die Errechnung der gemeindlichen Beitrags-, Gebühren- und Erstat-
tungsansprüche erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  

 
(2) Den Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

nach Terminabsprache ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf dem angeschlossenen 
Grundstück zu gewähren. Zu diesem Zweck müssen die Reinigungsöffnungen, Prüf-
schächte und Rückstauverschlüsse den Beauftragten zugänglich sein.  

 
(3) Die Gemeinde kann notwendige Änderungen und Instandsetzungen verlangen. Sie 

kann insbesondere die Herstellung eines satzungskonformen Zustandes der Grund-
stücksentwässerungsanlagen verlangen. Entsprechende Anordnungen der Beauf-
tragten der Gemeinde sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist entsprochen, so ist die Gemeinde berechtigt, nach Maßgabe der 
§§ 13 ff. des Saarländischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (SVwVG) in der je-
weils geltenden Fassung die zur Durchsetzung der Anordnung notwendigen 
Zwangsmaßnahmen anzuwenden, insbesondere die erforderlichen Maßnahmen auf 
Kosten des Anschlussnehmers durchzuführen oder von anderen durchführen zu las-
sen.  

 
(4) Die Beauftragten der Gemeinde führen einen von dieser beglaubigten Dienstausweis bei 

sich. Sie haben sich dem Anschlussnehmer gegenüber auszuweisen.  
 
(5) Jeder Grundstückseigentümer und jeder Abwassereinleiter ist verpflichtet, ihm bekannt 

werdende Schäden und Störungen an den Grundstücksentwässerungsanlagen unverzüg-
lich der Gemeinde zu melden.  Diese Meldepflicht besteht darüber hinaus in zumutbaren 
Rahmen auch hinsichtlich Schäden und Störungen an den öffentlichen Abwasseranlagen.  

 
(7) Den Abbruch einer mit einem Anschluss versehenen baulichen Anlage hat der Anschluss-

nehmer der Gemeinde, auf seine Kosten, rechtzeitig anzuzeigen sowie die Anschlusslei-
tungen nach Anweisung der Gemeinde, auf seine Kosten, verschließen oder beseitigen zu 
lassen. Kommt er schuldhaft seinen Verpflichtungen nach Satz 1 nicht nach, so haftet er 
für den dadurch entstehenden Schaden und hat die der Gemeinde entstehenden Kosten zur 
Beseitigung des Anschlusses zu zahlen. 
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§ 18 
Gebühren, Beiträge, 

Kostenerstattung 
 
 

(1) Zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung von Grundstücksanschlussleitungen, soweit sie zu der öffentlichen Ein-
richtung der Abwasserbeseitigung gehören, erhebt die Gemeinde von den Grund-
stückseigentümern öffentlich-rechtliche Entgelte i.S.d. § 10 Abs. 1 Kommunalabga-
bengesetz.  

 
(2) Der erstattungsfähige Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen Kosten ermittelt. 

Zu den Kosten gehört in den Fällen des § 13 Abs. 2 Satz 1 auch der Zinsaufwand, der in 
der Zeit zwischen der Herstellung der Anschlussmöglichkeit und dem tatsächlichen An-
schluss des Grundstücks der Gemeinde für diesen Teil der Anschlussleitungen entstanden 
ist. Der Berechnung des Zinsaufwandes wird der durchschnittliche Zinssatz zugrunde ge-
legt, den die Gemeinde innerhalb dieses Zeitraums für alle von ihr aufgenommenen Dar-
lehen zu zahlen hat. Die Gesamtbelastung darf jedoch die Höhe der Kosten nicht überstei-
gen, die bei Herstellung der Grundstücksanschlussleitung zum Zeitpunkt der Entstehung 
der Anschlusspflicht entstanden wären.  

 
(3) Der nach Abs. 2 ermittelte Aufwand ist in voller Höhe zu erstatten. Die Erstattungspflicht 

entsteht sobald die Grundstücksanschlussleitung fertiggestellt ist und das Grundstück ent-
sprechend § 7 Abs. 1 anschlusspflichtig ist.  

 
(4) Erstattungspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Zustellung des Erstattungsbescheides Ei-

gentümer des Grundstückes ist. Mehrere Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuld-
ner. 

 
(5) In den Fällen des §13 Abs. 2 Satz 1 haben die Grundstückseigentümer die Möglichkeit, 

die Herstellungskosten bereits vor Entstehung der Erstattungspflicht abzulösen. Über die 
Ablösung ist eine schriftliche Vereinbarung zu treffen.  

 
(6) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung und Erweiterung der 

öffentlichen Abwasseranlagen werden Anschlussbeiträge erhoben.  
 
(7) Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen, zur Deckung der Kosten für die 

Unterhaltung und den Betrieb der Anlage sowie zur Deckung der Kosten für Umlagen, 
Beiträge und Abgaben im Sinne von § 7 Saarländisches Kommunalabgabengesetz sowie 
für die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlammes und in abflusslosen 
Sammelgruben gesammelten Abwassers erhebt die Gemeinde Gebühren. 

 
(8) Die von der Gemeinde Bous für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer an das Land 

zu entrichtenden Abwasserabgabe legt die Gemeinde um auf:  
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(a) die Einleiter von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage ohne Anschluss an 

die Kläranlage (Indirekteinleiter),  
 

(b) auf Einleiter von Abwasser anstelle derer die Gemeinde zur Zahlung der Abwas-
serabgabe verpflichtet ist.  

 
(9) Näheres regelt eine besondere Satzung über die Erhebung von Anschlussbeiträgen und 

Benutzungsgebühren für die öffentlichen Abwasseranlagen der Gemeinde Bous. 
 
 
 
 

§ 19 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 

1) § 5 Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlagen einleitet oder ein-
bringt, deren Einleitung oder Einbringung ausgeschlossen ist.  

 
2) § 5 Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsicht-

lich der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht 
einhält oder das Abwasser zur Einleitung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt.  

 
3) § 5 Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder 

Schmieröl sowie fett- und stärkehaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öf-
fentliche Abwasseranlage nicht in entsprechende Abscheider einleitet oder Ab-
scheidegut nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften ent-
sorgt oder Abscheidegut der öffentlichen Abwasseranlagen zuführt.  

 
4) § 5 Abwasser ohne Einwilligung der Gemeinde Bous auf anderen Wegen als über 

die Anschlussleitung eines Grundstücks in die öffentliche Abwasseranlage einlei-
tet.  

 
5) § 7 und § 8 in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Schmutz- und Nie-

derschlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt.  
 

6) § 7 Absatz 6 das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage einleitet.  
 

7) § 8 Absatz 5 auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauch-
wasser nutzt, ohne dies der Gemeinde angezeigt zu haben.  

 
8) § 10 Absatz 2 den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige 

Zustimmung bei der Gemeinde herstellt oder ändert.  
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9) § 5 Absatz 12 der Gemeinde die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht o-

der nicht rechtzeitig benennt oder auf eine entsprechendes Verlangen der Gemein-
de hin keine oder nur eine unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung 
des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt.  

 
10) § 6 Absatz 3 die Bediensteten oder die mit Berechtigungsausweis versehenden Be-

auftragten der Gemeinde daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der kommuna-
len Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlos-
senen Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nach Terminabsprache 
nicht ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstü-
cken gewährt.  

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage 

vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einen 
Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt.  

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000 DM 

bzw. 25.000 Euro geahndet werden. 
 
 
 
 

§ 20 
Zwangsmittel 

 
 
Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Satzung wird nach dem Saarländischen 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz vom 27.03.1974 (Amtsb. S 430) in der jeweils geltenden Fas-
sung verfahren.  
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§ 21 
Anzuwendende Vorschriften 

 
 
Soweit in dieser Satzung allgemein auf geltende Vorschriften oder auf die allgemein anerkannten 
Regeln der Abwassertechnik verwiesen wird, sind in ihrer jeweils geltenden Fassung insbesonde-
re anzuwenden: 
 

 Bauordnung für das Saarland (Landesbauordnung – LBO) 
 

 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
 

 Saarländisches Wassergesetz (SWG) 
 

 Abwasserabgabengesetz (AbwAG) 
 

 DIN- Vorschrift 1986 
(Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke) 

 
 DIN- Vorschrift 1997 

(Absperrvorrichtungen für Grundstücksentwässerungsanlagen) 
 

 DIN- Vorschrift 1999 
(Abscheider für Leichtflüssigkeiten, Benzin und Heizöl) 

 
 DIN- Vorschrift 4040 

(Fettabscheider) 
 

 Hinweis für das Einleiten von Abwasser in eine öffentliche Abwasseranlage (ATV- 
Arbeitsblatt A 115). 

 
 
 
 
 

§ 22 
Rechtsmittel 

 
 
Gegen Verwaltungsakte, die aufgrund dieser Satzung erlassen werden, sind die Rechtsmittel nach 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 19. März 1991 (Bundesgesetzblatt I. Seite 686), zuletzt 
geändert am 31.08.98 (Bundesgesetzblatt I. Seite 2600) i.V. mit dem Saarländischen Ausfüh-
rungsgesetz zur Verwaltungsgerichtsordnung vom 11.02.98 (Amtsbl. S. 195), in der jeweils gül-
tigen Fassung gegeben.  
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§ 23 
Inkrafttreten 

 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2001 in Kraft.  
 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entwässerung  der Grundstücke, den An-
schluss an die öffentlichen Abwasseranlagen und deren Benutzung (Abwassersat-
zung) vom 01. Januar 1993 außer Kraft.  

 
 

(3) Das neue Ortsrecht gilt auch für noch nicht bestandskräftige Bescheide aus Vor-
jahren 

 
 
 
 
 
Bous, den 28.09.2000 
 
 
  Erich Wentz 
-Bürgermeister- 
 

Gemäß § 12 Abs. 5 S. 3 Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) wird auf folgendes hin-
gewiesen:  
 
Ein Jahr nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung gilt diese Nachtragsatzung als von Anfang an 
gültig, selbst, wenn sie unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
 

1. des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes  
 

oder  
 

2. solcher Bestimmungen, welche aufgrund des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
ergangen sind,  

 
zustande gekommen sein sollte.  
 
Bous, den 28.09.2000 
 
 
   Erich Wentz 
-Bürgermeister- 


